


DIE ZEIT IST REIF FÜR ...



Nachhaltige Gesetze & Klimagerechtigkeit

Klimaschutz in 
der Verfassung

Klimaschutz-
gesetz

 Erneuerbare-
Wärme-
Gesetz

 Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetz

Lieferketten-
gesetz

 Politische
Verantwortung



Das 1,5°C-Ziel soll für alle
Gemeinden verpflichtend sein. 

Selbstverpflichtung muss auch
Konsequenzen nach sich ziehen.

Das Erneuerbare-Wärme-Gesetz
regelt das Verbot neuer Öl- und
Gasheizungen im Neubau und
den Austausch alter Öl- und
Gasheizungen sowie
Förderungen für Alternativen.

Es braucht funktionierende Reporting-
Mechanismen. 

Die Gesetzgebung, Subventionen und
der Finanzausgleich sollen ökologisiert
werden. 

Die Verantwortung der Länder kann
hinterfragt werden. Es braucht ein
besseres Zusammenspiel zwischen
Bund und Ländern - alle müssen an
einem Strang ziehen.



Lebensmittelkennzeichnung & Kostenwahrheit 
 

Transparente
Lebensmittel-

kennzeichnung

Leistbare, faire und
ökologische

Produkte für alle

Kostenwahrheit
bei Lebensmitteln



Fehlende Transparenz und
Kostenwahrheit bedrohen unser Klima. 

In der Kennzeichnung sollen Herkunft,
Regionalität, Bio, Wasserverbrauch,
CO₂-Bilanz, Aufzucht, Betriebsmittel etc.
berücksichtigt werden. 

Das Zusammenspiel zwischen
ökologischen, sozialen und
ökonomischen Aspekten soll beachtet
werden. Die nachhaltige Perspektive
muss auch ökonomisch die
nachhaltigste sein. 

Externe Umweltkosten müssen im Preis
spürbar sein. Klimaschädliches Verhalten
sollte (noch stärker als bisher) besteuert
werden, z.B. mit einer öko-sozialen CO₂-
Steuer.

Ein Lieferkettengesetz bringt Klarheit für
Konsument*innen. 

Es braucht mehr Klarheit bei (nationalen)
Siegeln. Das AMA-Gütesiegel soll strenger
vergeben werden.



Zukunftsfähige Bildung

Klimabildung und
politische Bildung

Ökologischer
Bewusstseinswandel

in der gesamten
Gesellschaft

 



Bildung und Aufklärung sind essentiell.
Dabei soll die Stimme der Wissenschaft
(Klimabeirat) gestärkt werden. 

Es sollten mehr Bildungskampagnen
geschaffen werden, z.B. in Form eines
Gesellschaftsfaches mit Aspekten zu
Umwelt, Politik, Recht, Mündigkeit,
aber auch durch außerschulische
Initiativen. Umweltbildung gehört ins
Lehramtsstudium inkludiert. 

Es braucht mehr Informationskampagnen,
z.B. zu Förderungen und zu konkreten
Fahrplänen wie für Photovoltaik-Anlagen. 

Politiker*innen benötigen auch Klima-
bildung. Die Motivation für persönliche
Handlungen soll eine politische Aufgabe sein. 

Es braucht Bewusstseinsbildung für alle,
damit klar ist, worin die eigene Bürger*innen-
pflicht besteht. Es braucht mehr Klima-
bewusstsein und ein gesellschaftliches
Um-/Neudenken, auch von Systemen. 



Klimafreundliche Mobilität für alle

Leistbare,
inklusive und

attraktive
öffentliche

Verkehrsmittel

Ausbau des
öffentlichen

Verkehrs

Stopp von neuen
Autobahnprojekten

 



Es braucht längerfristig einen Schwerpunkt
auf kostenlose Modelle des öffentlichen
Verkehrs (vgl. Luxemburg) und möglichst
rasch günstigere Tickets, v.a. für junge
Menschen bzw. Menschen in Ausbildung. 

Indem Zufußgehen und Radfahren sicherer
gemacht werden, kann aktive Mobilität
leichter ausprobiert werden. 

In Testphasen könnte die Nutzung von
öffentlichen Verkehrsmitteln schon für
gewisse Strecken oder für Pendler*innen
kostenlos ermöglicht werden.  

Das Top-Jugendticket soll zumindest bis
26 Jahre gelten. 

Motivierende Botschaften in der Bahn und
in öffentlichen Verkehrsmitteln (“Danke,
dass du heute nicht mit dem Auto fährst.”)
können helfen, Gewohnheiten zu ändern.

Die öffentliche Verkehrsinfrastruktur muss
ausgebaut werden, um so den Individual-
verkehr zu reduzieren. Der Ausbau betrifft
auch Fahrradstraßen, E-Scooter,
Carsharing-Angebote und die
Wiederbelebung von Nebenstrecken. 



Öffentlicher Micro-Verkehr und die 15-
Minuten-Stadt sind (zumindest in großen                                                                                                               
Städten) gut umsetzbare Konzepte. 

Es braucht bessere Informations-
kampagnen für Angebote des
öffentlichen Verkehrs. Hier ist  
 besonders auf das Stadt-Land-Gefälle 
 zu achten. Mobilitätsthemen sollen
generell direkt vor Ort am Land
diskutiert werden anstatt in Wien. 

Die Kommunikation soll ehrlich sein, z.B.
im Fall von E-Autos, die nicht grün sind.

Alternativen (z.B. Wasserstoff,
Stromstrecken) und Forschung dazu
gehören gefördert. 

Es sollte mehr Verkehrsmessungen und -
zählungen sowie eine Veröffentlichung
der Ergebnisse geben, um die Angebote
besser anpassen zu können. 

Die Geschwindigkeit soll innerorts auf 20-
30 km/h und auf der Autobahn auf 100
km/h beschränkt werden. 



Grüne Raumplanungskultur 
 

Mehr grün und
weniger grau in

Österreich
 

Ein auf den Kopf
gestelltes

Raumordnungsgesetz



Das Raumordnungsgesetz soll
eine klimafreundliche
Raumplanung ermöglichen. 

Global verbindliche Regelungen
klären Probleme wie Flächen-
widmung und erreichen so eine
sozio-ökologische Transformation. 

Die Verantwortung für die örtliche
Raumordnung sollte nicht nur bei
den Gemeinden liegen.



Green Jobs
 

Eine eigene
Abteilung für Green

Jobs auf einer
Berufsinformations-

Website



Klimabegeisterte junge
Menschen haben selten Zugang
zu Green Jobs, weil es zu wenig
Angebote in dem Bereich gibt. 

Es gibt einen Fachkräftemangel
in klimarelevanten Branchen. 



Umweltverträgliche Energiewende
 

Ausbau von
Erneuerbaren

Energieformen
Ausstattung von

Bundesgebäuden mit
Photovoltaikanlagen

Energie-/Strom-
speicher-

möglichkeiten



Genehmigungen für den
Ausbau von Erneuerbarer
Energie sollen vereinfacht
werden. Mehr Förderungen für
Erneuerbare Energie sollen
helfen, die Hemmschwelle für
einen Umstieg zu senken. 

Dabei ist im Blick zu behalten,
dass der Ausbau von
Erneuerbarer Energie auch
mit (Umwelt-)Problemen
verbunden sein kann.

Indem Bundesgebäude mit
Photovoltaikanlagen
ausgestattet werden, nehmen
sie eine Vorbildfunktion ein. 



Klimaverträgliche Landwirtschaft 
 
 

Eine
umweltfreundlichere

gemeinsame
Agrarpolitik der

Europäischen Union
(GAP)

 

Regulierungen für 
die konventionelle

Landwirtschaft



Die GAP der EU sollte kleinteiliger
ansetzen und einen ökologischen
Ansatz haben. 

Regulierungen für die konventionelle
Landwirtschaft können sich auf
Futtermittel und das Tierwohl
auswirken. 

Es braucht Förderungen und andere
Lösungen gegen das Bäuerinnen- und
Bauernsterben. 

Preisregulierungen in Form von
Mindestpreisen (z.B. für Fleisch), die
Supermärkte an Landwirt*innen
zahlen, sorgen für eine indirekte
Subventionierung und verhelfen so
Landwirt*innen zu einem
Kollektivvertrag. 



Einheitliche Mülltrennung
 



Derzeit gibt es in Österreich zu
viele unterschiedliche
Mülltrennsysteme. Das erschwert
Konsument*innen unnötig ihren
Beitrag zur Kreislaufwirtschaft,
der eigentlich einfach sein sollte.



Dialog auf Augenhöhe 
 

Eine Art
„Partnervermittlungs-
börse” zur Förderung
des Dialogs zwischen
der Bevölkerung und

Politiker*innen

Bessere
Kommunikations-

wege zwischen
Entscheidungsträger-

*innen und jungen
Menschen



Mehr Dialog
baut Angst und
Hemmungen ab



Chancen

Umweltschutz 
als Chance und

Perspektive sehen
anstatt als finanzielle

Belastung und
Nachteil



Umweltpolitik ist
Zukunftspolitik! 

Klimapolitik ist
Friedenspolitik! 



Wirksame Handlungen
 



Alles passiert zu spät, zu
wenig, zu langsam! 

Die Dringlichkeit muss
wirklich verstanden werden. 

Projekte sollen direkt
umgesetzt werden.

Kleinräumige Initiativen
können große und vor allem
schnelle Erfolge erzielen. 

Die EU ist sowohl treibend als
auch bremsend. Österreich
sollte treibender sein. 

„Traut‘s euch einfach!“



Die ausführliche Dokumentation zum
Klimajugendrat findet sich hier:
https://timeforchange.world/

https://timeforchange.world/

